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21 . 12 . 2000 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 2. Februar 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über die Ergänzung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 

vom 13. Dezember 1957 

und die Erleichterung seiner Anwendung 


A. Zielsetzung 

Der Auslieferungsverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik wird auf der Grundlage des Europäi- 
schen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 in Ver- 
bindung mit dem Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen Aus- 
lieferungsübereinkommen vom 17. März 1978 abgewickelt. Das Über- 
einkommen erlaubt den Vertragsparteien, bilaterale Vereinbarungen 
zur Ergänzung des Übereinkommens und zur Erleichterung seiner 
Anwendung zu schließen. Zur Vereinfachung und Beschleunigung des 
umfangreichen Auslieferungsverkehrs zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik sollen ergänzende 
Regelungen getroffen werden. Zudem soll der Datenschutz geregelt 
werden, um dem ürteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. De- 
zember 1983 zum Volkszählungsgesetz (BVerfGE 65, 1) Rechnung zu 
tragen. 


B. Lösung 

Der Vertrag vom 2. Februar 2000 trifft die erforderlichen Regelungen. 
Er ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes). Mit 
dem vorliegenden Gesetz soll der Vertrag die für die Ratifikation erfor- 
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 


Keine 
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E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutsehland 

Der Bundeskanzler Berlin, den 20. Dezember 2000 

022 (131) -451 03 -Au 16/00 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 2. Februar 2000 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Ergänzung 
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 und 
die Erleichterung seiner Anwendung 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 756. Sitzung am 10. November 2000 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersicht- 
lich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der 
als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Gerhard Schröder 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 2. Februar 2000 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 

vom 13. Dezember 1957 
und die Erleichterung seiner Anwendung 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Prag am 2. Februar 2000 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Ergän- 
zung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 1 3. Dezember 1 957 
und die Erleichterung seiner Anwendung wird zugestimmt. Der Vertrag wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Das Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grund- 
gesetzes) wird nach Maßgabe des Artikels 1 1 Abs. 2 Nr. 2 des Vertrages ein- 
geschränkt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 2 am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft. Artikel 2 tritt zusammen mit dem Vertrag in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 21 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Da Artikel 1 1 Abs. 2 Nr. 2 des Vertrags einen Haftgrund enthält, der weiter geht 
als § 68 Abs. 2 des Gesetzes über die Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, 
ist nach Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes das eingeschränkte Grund- 
recht unter Angabe des Artikels zu nennen. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Da Artikel 2 das Inkrafttreten des Vertrags 
voraussetzt, wird festgestellt, dass er gleichzeitig mit dem Vertrag in Kraft tritt. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem der Vertrag nach seinem Artikel 21 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung dieses Gesetzes 
nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 

Von dem Gesetz sind Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 14/5012 


Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über die Ergänzung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 

vom 13. Dezember 1957 
und die Erleichterung seiner Anwendung 

Smiouva 

mezi Ceskou republikou a Spolkovou republikou Nemecko 
o dodatcich k Evropske ümluve o vydäväni 
ze 13. prosince 1957 
a usnadneni jejiho pouziväni 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in dem Wunsch, das Europäische Auslieferungsübereinkom- 
men in der Fassung des Zweiten Zusatzprotokolls vom 17. März 
1978 - im Folgenden als Übereinkommen bezeichnet - im 
Verhältnis zwischen den beiden Staaten zu ergänzen und die 
Anwendung der darin enthaltenen Grundsätze zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(zu Artikel 2 des Übereinkommens) 

Die Auslieferung wird auch bewilligt, wenn das Maß der noch 
zu vollstreckenden Freiheitsstrafe, Ersatzfreiheitsstrafe, Maß- 
regel der Besserung und Sicherung oder bei mehreren noch zu 
vollstreckenden Freiheitsstrafen, Ersatzfreiheitsstrafen und Maß- 
regeln der Besserung und Sicherung deren Summe mindestens 
drei Monate beträgt. 

Artikel 2 

(zu Artikel 7 und 8 des Übereinkommens) 

Der ersuchte Vertragsstaat wird die Auslieferung einer Person 
wegen einer strafbaren Handlung, die nach seinen Rechtsvor- 
schriften seiner Gerichtsbarkeit unterliegt, bewilligen, wenn der 
Durchführung des Strafverfahrens im Hoheitsgebiet des ersu- 
chenden Vertragsstaates im Interesse der Wahrheitsfindung, aus 
Gründen der Strafzumessung oder des Strafvollzuges oder im 
Interesse der Resozialisierung der Vorzug zu geben ist. 

Artikel 3 

(zu Artikel 9 des Übereinkommens) 

Die Auslieferung wird nicht abgelehnt, wenn im Hoheitsgebiet 
des ersuchten Vertragsstaates nur wegen Mangels der eigenen 
Gerichtsbarkeit kein Strafverfahren eingeleitet worden ist oder 
ein bereits eingeleitetes Strafverfahren aus diesem Grund nicht 
zu einer Verurteilung geführt hat. 

Artikel 4 

(zu Artikel 10 des Übereinkommens) 

Sofern für die Tat nicht auch die Gerichtsbarkeit des ersuchten 
Vertragsstaates begründet ist, ist für die Beurteilung der Ver- 
jährung ausschließlich das Recht des ersuchenden Vertragsstaa- 
tes maßgebend; das Recht des ersuchten Vertragsstaates bleibt 
in diesem Fall außer Betracht. 


Ceskä republika 
a 

Spolkovä republika Nemecko 

vedeny pfäni'm doplnit Evropskou ümluvu o vydäväni' ve 
zneni Druheho dodatkoveho protokolu ze dne 17. bfezna 1978 
- däie jen Ümluva - ve vztahu mezi obema stäty a usnadnit 
pouziväni zäsad v ni obsazenych, 


dohodly toto: 

Clänek 1 

(K clänku 2 Ümluvy) 

Vydäni bude povoleno i tehdy, jestlize vymera trestu odneti 
svobody, nähradniho trestu odneti svobody, ochranneho 
opatfeni, jez maji byt jeste vykonäny, nebo u vice trestu odneti 
svobody, nähradnich trestu odneti svobody a ochrannych 
opatfeni, urcenych k vykonu, v jejich ührnu pfedstavuje nejmene 
th mesice. 

Clänek 2 

(K clänku 7 a 8 Ümluvy) 

Dozädany smiuvni stät povoli vydäni osoby pro trestne jed- 
näni, jez podle jeho prävnich pfedpisü podlehä jeho soudni pra- 
vomoci, jestlize je tfeba dät prednost provedeni trestniho fizeni 
na vysostnem üzemi dozadujiciho smiuvniho stätu v zäjmu 
nalezeni pravdy, z düvodü vymery trestu nebo vykonu trestu 
nebo V zäjmu resocializace. 

Clänek 3 

(K clänku 9 Ümluvy) 

Vydäni nebude odmitnuto, jestlize na vysostnem üzemi 
dozädaneho smiuvniho stätu nebylo zahäjeno trestni fizeni jen 
pro nedostatek vlastni soudni pravomoci nebo jiz zahäjene 
trestni fizeni z tohoto düvodu nevedio k odsouzeni. 

Clänek 4 

(K clänku 10 Ümluvy) 

Pokud pro ein neni däna ani soudni pravomoc dozädaneho 
smiuvniho stätu, je pro posouzeni promiceni rozhodne 
vyhradne prävo dofedujiciho smiuvniho stätu; k prävu do- 
zädaneho smiuvniho stätu se v tomto pfipade nepfihledne. 
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Artikel 5 

Die Verpflichtung zur Auslieferung wird durch das Fehlen eines 
Strafantrags oder einer sonstigen Erklärung, die nur nach dem 
Recht des ersuchten Vertragsstaates zur Einleitung oder Fortset- 
zung eines Strafverfahrens erforderlich wären, nicht berührt. 

Artikel 6 

(zu Artikel 12 des Übereinkommens) 

(1) In Angelegenheiten der Auslieferung findet der Schriftver- 
kehr unbeschadet der Zulässigkeit des diplomatischen Weges 
zwischen dem Bundesministerium der Justiz oder den Justiz- 
ministerien der Länder (Landesjustlzverwaltungen) der Bundes- 
republik Deutschland einerseits und dem Justizministerium der 
Tschechischen Republik andererseits statt, soweit das Überein- 
kommen und dieser Vertrag nichts anderes bestimmen. 

(2) Ergänzende ünterlagen gemäß Artikel 13 des Übereinkom- 
mens können unmittelbar von den zuständigen Justizbehörden 
angefordert und zwischen diesen übermittelt werden. 

(3) In den Fällen des Strafaufschubes, der Strafunterbrechung 
und der bedingten Aussetzung der Vollstreckung oder der Voll- 
streckung des Rests einer Strafe oder Maßregel der Besserung 
und Sicherung sind auch die zur Feststellung der Vollstreckbar- 
keit der Strafe oder Maßregel dienenden ürkunden beizufügen. 

Artikel 7 

(zu Artikel 14 des Übereinkommens) 

(1) Die bedingte Freilassung einer ausgelleferten Person ohne 
eine Ihre Bewegungsfreiheit einschränkende Anordnung steht 
der endgültigen Freilassung gleich. 

(2) Wird nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a des Überein- 
kommens um Zustimmung zur Verfolgung ersucht, so Ist vorbe- 
haltlich Absatz 3 die Beifügung der in Artikel 12 Absatz 2 Buch- 
stabe a des Übereinkommens erwähnten ünterlagen nicht erfor- 
derlich. 

(3) Nach der Stellung eines Ersuchens um Zustimmung, dem 
die in Artikel 12 Absatz 2 Buchstaben a bis c des Übereinkom- 
mens erwähnten ünterlagen beigefügt sind, kann die ausgelie- 
ferte Person ungeachtet der Einschränkung des Artikels 14 des 
Übereinkommens bis zum Eingang der Entscheidung über die- 
ses Ersuchen im Floheitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaa- 
tes in Haft gehalten werden. 

(4) Der ersuchte Vertragsstaat verzichtet auf die Einhaltung der 
In Artikel 14 des Übereinkommens festgelegten Beschränkun- 
gen, wenn sich der Verfolgte während des Auslleferungsver- 
fahrens zu richterlichem oder staatsanwaltschaftllchem Protokoll 
nach Belehrung über deren Rechtswirkungen mit der uneinge- 
schränkten Strafverfolgung oder Strafvollstreckung einverstan- 
den erklärt. Das Einverständnis kann nicht widerrufen werden. 

(5) Nach der Auslieferung kann das Einverständnis nach 
Absatz 4 nur zu richterlichem Protokoll erklärt werden. Eine Aus- 
fertigung des Protokolls Ist dem ersuchten Vertragsstaat zu über- 
mitteln; der Stellung eines Ersuchens nach Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a des Übereinkommens bedarf es in diesem Fall 
nicht. 

Artikel 8 

(zu Artikel 15 des Übereinkommens) 

(1) Der Auslieferung an eine andere Vertragspartei oder an 
einen dritten Staat im Sinne des Artikels 15 des Übereinkom- 
mens steht eine Abschiebung in einen anderen Staat gleich. 

(2) Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlieferung an 
eine andere Vertragspartei des Übereinkommens oder an einen 
dritten Staat sind die im Artikel 12 Absatz 2 des Übereinkom- 
mens erwähnten ünterlagen beizufügen, die dem um Zustim- 
mung ersuchenden Vertragsstaat übermittelt worden sind. Die 
Zustimmung wird erteilt, wenn wegen der dem Auslleferungs- 
ersuchen zugrunde liegenden strafbaren Handlung die Ausllefe- 


Clänek 5 

Povinnost vydat neni dotcena ti'm, ze chybt nävrh na zahäjeni 
trestm'ho rizenf nebo jine prohläseni, jehoz by bylo k zahäjenf 
nebo pokracovänf trestm'ho fi'zeni zapotfebf jen podle präva 
dozädaneho smiuvniho statu. 

Clänek 6 

(Kclänku 12 Ümluvy) 

(1) Aniz by tim byla dotcena pripustnost diplomaticke cesty, 
uskutecnuje se v zälezitostech vydäväni pisemny styk mezi 
MInlsterstvem spravedlnostl Ceske republlky na strane jedne a 
Spolkovym minlsterstvem spravedlnostl nebo ZemskymI mlnis- 
terstvy spravedlnostl (ZemskymI justicm'ml sprävami) Spolkove 
republlky Nemecko na strane druhe, pokud Ümluva a tato 
smiouva nestanovi jinak. 

(2) Doplnuji'ci podklady podle clänku 13 Ümluvy mohou byt 
vyzadoväny a vzäjemne predäväny pfimo mezi pfi'slusnymi 
justicm'mi orgäny. 

(3) V pfi'padech odkladu vykonu trestu, pferuseni vykonu 
trestu a podmfneneho propustenf z vykonu trestu nebo zbytku 
trestu ci ochrannych opatfeni je tfeba pfipojit i listiny, slouzici' ke 
zjistem' vykonatelnosti trestu nebo opatfem'. 

Clänek 7 

(Kclänku 14 Ümluvy) 

(1) Podminene propustenf vydane osoby bez naffzeni, ome- 
zujfcihojeji svobodu pohybu, je postaveno na roven konecnemu 
propustenf. 

(2) Pokud se podle clänku 14 odstavec 1 pfsmeno a) Ümluvy 
zädä o souhlas se stfhänfm, pak s vyhradou odstavce 3 nenf 
treba pfipojovat podklady, uvedene v clänku 12 odstavec 2 
pfsmeno a) Ümluvy. 

(3) Po podänf dozädänf o souhlas, k nemuz jsou phpojeny 
podklady uvedene v clänku 12 odstavec 2 pfsmeno a) az c) 
Ümluvy, müze byt vydävanä osoba bez ohledu na omezenf 
clänku 14 Ümluvy drzena na vysostnem üzemf dozadujtcfho 
smluvnfho stätu ve vazbe az do obdrzenf rozhodnutf o tomto 
dozädänf. 

(4) Dozädany smiuvnf stät se zrekne dodrzenf omezenf, sta- 
novenych v clänku 14 Ümluvy, jestlize stfhanä osoba behem 
vydävacfho ffzenf do protokolu sepsaneho soudcem nebo 
stätnfm zästupcem po poucenf o prävnfch ücincfch takoveho 
prohläsenf vyjädff svüj souhlas s neomezenym trestnfm 
stfhänfm nebo s vykonem trestu. Souhlas nelze odvolat. 

(5) Po vydänf Ize prohläsenf o souhlasu podle odstavce 4 uci- 
nlt pouze do protokolu sepsaneho soudcem. Jedno vyhotovenf 
protokolu je tfeba pfedat dozädanemu smluvnfmu stätu; v tomto 
pffpade nenf tfeba podävat dozädänf podle clänku 14 odsta- 
vec 1 pfsmeno a) Ümluvy. 

Clänek 8 

(K clänku 15 Ümluvy) 

(1) Vydänf nektere jine smiuvnf strane nebo tfetfmu stätu ve 
smysiu clänku 15 Ümluvy je postaveno na roven odsunutf do 
jineho stätu. 

(2) K zädosti o souhlas s dalsfm vydänfm nektere jine smiuvnf 
strane je tfeba pfipojit podklady, uvedene v clänku 12 odstavec 
2 Ümluvy, ktere byly pfedäny smluvnfmu stätu, zädajfcfmu o 
souhlas. Souhlas se udeluje tehdy, jestlize by pro trestny ein, 
pro ktery bylo zädäno o vydänf, bylo pffpustne vydänf smiuvnfm 
stätem, pozädanym o souhlas, jine smiuvnf strane Ümluvy nebo 
tfetfmu stätu. 
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rung durch den um Zustimmung ersuchten Vertragsstaat an die 
andere Vertragspartei des Übereinkommens oder an den dritten 
Staat zulässig wäre. 


Artikel 9 

(zu Artikel 16 des Übereinkommens) 

(1) Ersuchen um vorläufige Verhaftung können von den Gerich- 
ten, den Staatsanwaltschaften und den in Artikel 6 Absatz 1 die- 
ses Vertrags genannten Behörden den zuständigen Justizbehör- 
den des anderen Vertragsstaates übersendet werden. Die nach 
Artikel 16 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Übereinkommens erfor- 
derliche Angabe der strafbaren Handlung hat eine kurze Sach- 
verhaltsdarstellung zu umfassen. 

(2) Erlangen die zuständigen Behörden eines Vertragsstaates 
davon Kenntnis, dass sich auf dem Gebiet dieses Vertragsstaa- 
tes eine Person befindet, deren Auslieferung von dem anderen 
Vertragsstaat begehrt werden kann, so werden sie diesen unver- 
züglich auf dem in Artikei 16 Absatz 3 des Übereinkommens vor- 
gesehenen Geschäftsweg befragen, ob er die Auslieferung die- 
ser Person begehrt. Wird die Person in vorläufige Auslieferungs- 
haft genommen, so ist der andere Vertragsstaat hiervon unver- 
züglich unter Angabe des Zeitpunktes der Verhaftung und des 
Ortes der Haft zu verständigen. 

(3) Die Fristen nach Artikel 16 Absatz 4 des Übereinkommens 
werden gewahrt, wenn das Auslieferungsersuchen und die bei- 
zufügenden ünterlagen nebst beglaubigter Übersetzungen vor 
deren Ablauf bei einer der in Artikel 6 Absatz 1 dieses Vertrages 
bezeichneten Stellen des ersuchten Vertragsstaates eingegan- 
gen sind. Verlangt das Recht des ersuchten Vertragsstaates eine 
gerichtliche Entscheidung über die Fortdauer der Auslieferungs- 
haft, so ergeht diese Entscheidung unverzüglich nach Eingang 
des Auslieferungsersuchens und der Auslieferungsunterlagen bei 
einer dieser Stellen. 

Artikel 10 

(zu Artikel 17 des Übereinkommens) 

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17 des Überein- 
kommens wird der ersuchte Vertragsstaat auch über die Zuläs- 
sigkeit der Weiterlieferung entscheiden; er wird diese Entschei- 
dung allen beteiligten Staaten bekannt geben. 

Artikel 1 1 

(zu Artikel 19 des Übereinkommens) 

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens wird auch bei der 
Vollstreckung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 
angewendet. 

(2) Gemäß Artikel 19 Absatz 2 des Übereinkommens wird eine 
Person dem ersuchenden Vertragsstaat übergeben, sofern ihre 
Anwesenheit im Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates 
nicht zur Durchführung bestimmter Prozesshandlungen in einem 
dort anhängigen Strafverfahren erforderlich ist. Im Übrigen gelten 
folgende Bestimmungen: 

1 . In dem Ersuchen werden die Prozesshandlungen, zu deren 
Durchführung die Person übergeben werden soll, ihrer Art 
nach bezeichnet. 

2. Für die Dauer ihres Aufenthalts im Hoheitsgebiet des ersu- 
chenden Vertragsstaates wird die übergebene Person in Haft 
gehalten. 

3. Nach Durchführung der Prozesshandlungen im Hoheits- 
gebiet des ersuchenden Vertragsstaates oder auf Verlangen 
des ersuchten Vertragsstaates wird die Person ohne Rück- 
sicht auf ihre Staatsangehörigkeit rücküberstellt. 

4. Die Zeit der im Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaa- 
tes erlittenen Haft wird der Person im ersuchten Vertragsstaat 
auf die Strafe angerechnet, es sei denn, dass im Einzelfall aus 
besonderen Gründen etwas anderes vereinbart wird. 


Clänek 9 

(K clänku 16 Ümluvy) 

(1) Zädosti o predbezne vzetf do vazby mohou byt soudy, 
stätni'mi zastupitelstvimi a orgäny, uvedenymi v clänku 6 odsta- 
vec 1 teto smiouvy, zasi'läny pfislusnym justicm'm orgänüm 
druheho smiuvni'ho statu, üvedeni trestneho cinu, nezbytne 
podle clänku 16 odstavec 2. druhä polovlna 2.vety Ümluvy, mä 
obsahovat strucny popis skutkoveho stavu. 

(2) Jestlize pffslusne orgäny jednoho smiuvni'ho stätu zi'skaji 
znalosti o tom, ze se na üzemi tohoto stätu nachäzi osoba, o 
jeji'z vydäm' müze usllovat druhy smiuvnf stät, pak zpüsobem, 
stanovenym v clänku 16 odstavec 3 Ümluvy, se bezodkladne 
tohoto stätu dotäzf, zda zädä vydänf teto osoby. Pokud je tato 
osoba vzata do predbezne vydävaci vazby, pak je tfeba o tom 
druhy smiuvm' stät bezodkladne vyrozumet s udäm'm casu 
zadrzeni a mista vazby. 


(3) Lhüty podle clänku 16 odstavec 4 Ümluvy jsou dodrzeny, 
jestlize zädost o vydäni a podklady, jez maji byt pfllozeny, byly 
spolu s ovefenym pfekladem doruceny pfed uplynutim techto 
Ihüt nekteremu z mi'st dozädaneho smiuvni'ho stätu, uvedenemu 
V clänku 6 odstavec 1 teto smiouvy. Je-Ii podle präva 
dozädaneho smiuvniho stätu zapotfebi soudniho rozhodnuti o 
pokracoväni vydävacf vazby, pak bude toto rozhodnuti' vynese- 
no bezodkladne pote, co jedno z techto mi'st obdrzi zädost o 
vydäm' a podklady k nemu. 

Clänek 10 

(K clänku 17 Ümluvy) 

Soucasne s rozhodnutim podle clänku 17 Ümluvy rozhodne 
dozädany smiuvni stät take o pfipustnosti dalsiho vydäni; toto 
rozhodnuti oznämi' vsem zücastnenym stätüm. 

Clänek 11 

(K clänku 19 Ümluvy) 

(1) Clänek 19 odstavec 1 Ümluvy se pouzlje take pfl vykonu 
ochrannych opatfenf. 

(2) V souladu s clänkem 19 odstavec 2 Ümluvy bude osoba 
pfedäna dozaduji'cimu smiuvm'mu stätu, pokud nenf jeji pfi'tom- 
nost na vysostnem üzemf dozädaneho smiuvni'ho stätu nezbyt- 
nä k provedeni urcitych procesni'ch ükonü ve zde probihaji'ci'm 
trestnim fi'zeni. V ostatnim platf näsleduji'ci ustanovenf: 

1 . V zädosti budou procesni ükony, k jejichz provedeni mä byt 
osoba pfedäna, oznaceny podle sveho druhu. 

2. Po dobu sveho pobytu na vysostnem üzemi dozaduji'ciho 
smiuvniho stätu bude pfedanä osoba drzena ve vazbe. 

3. Po provedeni procesni'ch ükonü na vysostnem üzemi' 
dozaduji'ciho smiuvni'ho stätu nebo na pozädäni 
dozädaneho smiuvniho stätu bude osoba bez ohledu na 
svou stätni pfislusnost pfedäna zpet. 

4. Doba strävenä ve vazbe na vysostnem üzemf dozaduji'ciho 
smiuvniho stätu bude osobe zapoctena do trestu na vysost- 
nem üzemf dozädaneho smiuvni'ho stätu, ledaze by v kon- 
kretntm pffpade bylo ze zviästnfch düvodü dohodnuto neco 
jineho. 
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5. Die durch eine vorläufige Übergabe im Hoheitsgebiet des 
ersuchten Vertragsstaates entstandenen Kosten werden 
nicht erstattet. 

Artikel 12 

(zu Artikel 20 des Übereinkommens) 

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewilligt, so können 
auch ohne besonderes Ersuchen die Gegenstände, die in Arti- 
kel 20 des Übereinkommens bezeichnet sind oder als Entgelt für 
solche Gegenstände erlangt worden sind, wenn möglich zugleich 
mit der auszullefernden Person übergeben werden. Satz 1 gilt 
auch dann, wenn die bewilligte Auslieferung aus tatsächlichen 
Gründen nicht vollzogen werden kann. 

(2) Der ersuchte Vertragsstaat gibt dem ersuchenden Vertrags- 
staat bekannt, welche der in Artikel 20 des Übereinkommens be- 
zelchneten Gegenstände sichergestellt worden sind und ob die 
auszuliefernde Person mit der unmittelbaren Rückgabe an den 
Geschädigten einverstanden Ist. Der ersuchende Vertragsstaat 
teilt dem ersuchten Vertragsstaat so bald wie möglich mit, ob er 
auf die Übergabe der Gegenstände unter der Bedingung verzich- 
tet, dass sie gegen Vorlage einer Bescheinigung seiner zuständi- 
gen Justizbehörde dem Eigentümer oder sonst Berechtigten 
oder einem von diesen Beauftragten ausgehändigt werden. 

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung 
nach den Vorschriften des Zoll- oder Steuerrechts wird der 
ersuchte Vertragsstaat bei der Übergabe von Gegenständen 
unter Verzicht auf deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei 
denn, dass der durch die strafbare Handlung geschädigte 
Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst schuldet. 

Artikel 13 

(zu Artikel 21 des Übereinkommens) 

(1) Für die Dauer der Durchlieferung hat der darum ersuchte 
Vertragsstaat die ihm übergebene Person in Haft zu halten. 

(2) Während der Durchlleferung wird jeder Vertragsstaat gegen 
eine von dem anderen Vertragsstaat an einen dritten Staat aus- 
zuliefernde Person wegen Handlungen, die vor der Durchllefe- 
rung begangen wurden, ohne die Zustimmung des ausllefernden 
Vertragsstaates weder Strafverfolgungsmaßnahmen noch die 
Vollstreckung eines ürtells anordnen. 

(3) Soll eine Person, die von einem dritten Staat an einen Ver- 
tragsstaat ausgellefert wird, auf dem Luftweg durch das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates ohne Zwischenlandung In 
das Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates befördert werden, so 
ist eine Befassung des Vertragsstaates, dessen Hoheitsgebiet 
überflogen werden soll, nicht erforderlich, wenn die Person des- 
sen Staatsangehörigkeit nicht besitzt und die strafbare Hand- 
lung, derentwegen ausgellefert wird, keine politische oder rein 
militärische strafbare Handlung Im Sinne der Artikel 3 und 4 des 
Übereinkommens Ist. 

(4) In Angelegenheiten der Durchlieferung und der Beförderung 
auf dem Luftweg findet der Schriftverkehr zwischen dem Bun- 
desministerium der Justiz der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Justizministerium der Tschechischen Republik statt. 

Artikel 14 

(zu Artikel 23 des Übereinkommens) 

Ersuchen um Auslieferung und Durchlieferung sowie den 
erforderlichen Unterlagen sind beglaubigte Übersetzungen In die 
Sprache des ersuchten Vertragsstaates beizufügen. 

Artikel 15 

(Schutz personenbezogener Daten) 

Definition 

Personenbezogene Daten, Im Folgenden Daten genannt, sind 
Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 


5. Näklady, vznikle pfedbeznym pfedäm'm na vysostnem 
üzemf dozädaneho smiuvm'ho statu, se neuhrazujf. 

Clänek 12 

(K clänku 20 Ümluvy) 

(1) Je-Ii povoleno vydäni osoby, pak mohou byt bez 
zviästniho dozädänf pfedäny i predmety, oznacene v clänku 20 
Ümluvy nebo ziskane jako nährada za takove predmety, pokud 
mozno soucasne s pfedävanou osobou. Veta 1 platf I tehdy, 
jestlize povolene vydäni nemüze byt z faktickych düvodü 
vykonäno. 

(2) Dozädany smluvnf stät oznämi dozadujfci'mu smiuvnimu 
stätu, ktere z pfedmetü, oznacenych v clänku 20 Ümluvy, byly 
zajisteny a zda osoba, jez mä byt vydäna, souhlasf s pfimym 
vräcem'm pfedmetü poskozenemu. Dozaduji'ci smiuvni stät 
sdelf dozädanemu smiuvm'mu stätu co nejdfive, zda se zfikä 
pfedänf pfedmetü za podmmky, ze budou protl pfedlozeni pot- 
vrzeni jeho pfislusneho justicni'ho orgänu vydäny vlastni'ku nebo 
jine oprävnene osobe. 


(3) Dozädany smluvnf stät nebude pfl pfedänf pfedmetü a 
soucasnem zfeknutf se jejich vräcenf uplatnovat ceinf zästavnf 
prävo nebo jinä vecnä rucenf podle celnfho a danoveho präva, 
ledaze by vlastnfk pfedmetü, poskozeny trestnym jednänfm, 
poplatky dluzll säm. 

Clänek 13 

(K clänku 21 Ümluvy) 

(1) Po dobu prüvozu musf smiuvni stät, ktery o to byl 
pozädän, drzet osobu, jez mu byla pfedäna, ve vazbe. 

(2) Behem prüvozu nenafidi zädny smiuvni stät protl osobe, 
vydävane z vysostneho üzemf druheho smiuvniho stätu do 
tfetiho stätu, opatfeni ktrestnimu stihäni anl vykon rozsudku za 
ciny, spächane pfed prüvozem, bez souhlasu vydävajiciho 
smiuvniho stätu. 

(3) Mä-Il byt osoba, vydävanä z üzemf tfetiho stätu na vysost- 
ne üzemi smiuvniho stätu, pfepravoväna na vysostne üzemf 
tohoto smiuvniho stätu leteckou cestou pfes vysostne üzemi 
druheho smiuvniho stätu bez mezipfistäni na vysostnem üzemi 
tohoto smiuvniho stätu, pak se tim smiuvni stät, jehoz vysostne 
üzemi je pfeletäväno, nemusi zabyvat, pokud osoba nemä jeho 
obcanstvi a trestny ein, pro ktery je vydäväna, neni politickym 
nebo eiste vojenskym trestnym einem ve smysiu clänku 3 a 4 
Ümluvy. 

(4) V zälezitostech prüvozu a pfepravy leteckou cestou se 
pisemny styk uskutecnuje mezi MInlsterstvem spravedlnostl 
Ceske republlky a Spolkovym minlsterstvem spravedlnostl Spol- 
kove republiky Nemecko. 

Clänek 14 

(K clänku 23 Ümluvy) 

K zädostem o vydäni a prüvozu jakoz i k potfebnym pod- 
kladüm je tfeba pfipojit ovefene pfeklady do jazyka dozädaneho 
stätu. 

Clänek 15 

(Ochrana osobnich üdajü) 

Deflnice 

Osobni üdaje, däie jen üdaje, jsou jednotlive üdaje o osobnich 
a vecnych pomerech urcitych nebo urciteinych fyzickych osob. 
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Artikel 16 

(Schutz personenbezogener Daten) 
Zweckbindung 

(1) Die Verwendung der aufgrund des Übereinkommens oder 
dieses Vertrages übermittelten Daten ist nur für die dort bezeich- 
neten Zwecke zulässig, für die die Daten übermittelt worden sind, 
und zu den durch die übermittelnde Stelle im Einzelfall vorgege- 
benen Bedingungen. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig: 

1. für Zwecke, für die die Daten ebenfalls nach dem Überein- 
kommen oder diesem Vertrag übermittelt werden dürften, 

2. zur Verfolgung von Straftaten, 

3. zur Verhinderung von Straftaten von erheblicher Bedeutung, 

4. für gerichtliche Verfahren und Verwaltungsverfahren, die mit 
den Zwecken nach Satz 1 und Satz 2 Ziffern 1, 2 und 3 
Zusammenhängen, sowie 

5. zur Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit. 

(2) Eine Verwendung der Daten zu weiteren Zwecken ist nur 
nach vorheriger Zustimmung des übermittelnden Vertragsstaa- 
tes zulässig. 

Artikel 17 

(Schutz personenbezogener Daten) 

Zusätzliche Bestimmungen 

Zusätzlich gelten bei der Übermittlung und Verwendung von 
Daten unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden 
Rechtsvorschriften die nachfolgenden Bestimmungen: 

1 . Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen über die übermittelten Daten, deren Verwendung und 
die dadurch erzielten Ergebnisse. 

2. Bei der Übermittlung der Daten ist auf Vollständigkeit zu ach- 
ten. Es sind nur die Daten zu übermitteln, die das gestellte 
Ersuchen betreffen. Dabei sind die nach dem jeweiligen 
innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote zu 
beachten. Erweist sich, dass Daten unvollständig oder falsch 
oder unter Verstoß gegen nationale Übermittlungsverbote 
übermittelt worden sind, so ist dies dem Empfänger unver- 
züglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Berichtigung oder 
Vernichtung vorzunehmen. 

3. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person vor- 
handenen Daten sowie über ihren vorgesehenen Verwen- 
dungszweck und den Zweck der Speicherung Auskunft zu 
erteilen. Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung besteht 
nicht, soweit eine Abwägung ergibt, dass das öffentliche 
Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des 
Betroffenen an der Auskunftserteilung überwiegt. Im Übrigen 
richtet sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner 
Person vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem 
innerstaatlichen Recht des Vertragsstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

4. Die übermittelnde und die empfangende Stelle halten die 
Übermittlung und den Empfang der Daten in geeigneter 
Weise fest. 

5. Die übermittelnde und die empfangende Stelle schützen die 
übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach dem Übereinkommen oder diesem 
Vertrag rechtswidrig geschädigt, so haftet ihm hierfür die 
empfangende Stelle nach Maßgabe ihres innerstaatlichen 
Rechts. Sie kann sich im Verhäitnis zum Geschädigten zu 
ihrer Entlastung nicht darauf berufen, dass der Schaden 
durch die übermittelnde Stelle verursacht worden ist. Leistet 
die empfangende Stelle Schadensersatz wegen eines Scha- 
dens, der durch die Verwendung von unrichtig übermittelten 
Daten verursacht wurde, so erstattet die übermittelnde Stelle 
der empfangenden Stelle den Gesamtbetrag des geleisteten 
Ersatzes. 


Clänek 16 

(Ochrana osobnich üdajü) 

Ücel 

(1) Pouziti' üdajü pfedanych na zäklade Ümluvy nebo teto 
smiouvy je mozne pouze k ücelu tarn uvedenemu, pro ktery byly 
üdaje pfedäny, a za podminek, stanovenych v konkretnim 
pripade pfedävaji'cim mistem. Pouziti je krome toho pfi'pustne: 

1 . k ücelüm, pro ktere by üdaje rovnez smely byt pfedäny podle 
Ümluvy nebo teto smiouvy, 

2. ke stihäni trestnych cinü, 

3. k zabränenf trestnym cinüm zävazneho vyznamu, 

4. pro soudm' a sprävnf fi'zenf, souvisejici s ücely podle vety 1 
a vety 2 bodu 1 , 2 a 3, jakoz i 

5. k odvräcenf zävazneho ohrozem' verejne bezpecnosti. 

(2) Pouziti üdajü k jinym dalsim ücelüm je pfi'pustne pouze po 
pfedchozim souhlasu pfedävaji'ciho smiuvniho stätu. 

Clänek 17 

(Ochrana osobnich üdajü) 

Dodatkovä ustanoveni 

Pro pfedäväm' üdajü a jejich pouziti' platt däie pro kazdy smlu- 
vni stät vedle jeho platnych prävni'ch pfedpisü tato ustanoveni: 

1 . Ph'jemce informuje na zädost pfedävajict misto o pfedanych 
üdajich, jejich pouzitt a o vysledci'ch ti'm dosazenych. 

2. Pfi pfedäväni üdajü je tfeba dbät na jejich üplnost. Pfedävat 
Ize pouze üdaje, tykajtci se podaneho dozädänt. Pfitom je 
tfeba dodrzovat zäkaz pfedäväni üdajü podle daneho vnitro- 
stätm'ho präva. Pokud vyjde najevo, ze byly pfedäny üdaje 
neüplne nebo nesprävne nebo ze jejich pfedäni'm byl 
porusen närodni zäkaz pfedäväni üdajü, je to tfeba bezod- 
kladne pfijemci sdelit. Ten je povinen tyto üdaje opravit, 
nebo znicit. 

3. Dotcene osobe bude na zädost poskytnuta informace o üda- 
ji'ch, ktere o nt existuji, jakoz i o pfedpoklädanem ücelu jejich 
pouziti a ücelu jejich ulozent. Povinnost poskytnout informa- 
ci nenastävä, pokud na zäklade uväzent vefejny zäjem infor- 
maci neposkytnout pfevazuje nad zäjmem dotceneho infor- 
maci obdrzet. Jinak se prävo dotceneho na obdrzent infor- 
mace o üdajich o jeho osobe fidi podle vnitrostätniho präva 
smiuvniho stätu, na jehoz vysostnem üzemi je informace 
vyzadoväna. 


4. Pfedävajici a pfijimajici misto musi pfedäni a pfijem üdajü 
vhodnym zpüsobem zaevidovat. 

5. Pfedävajici a pfijimajici mista chräni pfedävane üdaje 
ücinne pred neoprävnenym pfistupem, neoprävnenym 
pozmenenim a neoprävnenym zvefejnenim. 

6. Bude-Ii nekdo v düsledku pfedäni üdajü v rämci vymeny dat 
podle Ümluvy nebo teto smiouvy protiprävne poskozen, pak 
odpovednost za skodu vüci nemu mä pfijimajici misto podle 
svych vnitrostätnich pfedpisü. Ve vztahu k poskozenemu se 
nemüze vyvinit odvolänim na to, ze Skoda byla zpüsobena 
pfedävaji'cim mi'stem. Poskytne-Ii pfijimajici misto nähradu 
skody, kterä vznikia pouzittm nesprävne pfedanych üdajü, 
pak pfedävajici misto nahradi pfijtmajicimu mistu celkovou 
cästku poskytnute nährady skody. 
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Artikel 18 

(Geheimschutz) 

Sollen aufgrund des Übereinkommens und dieses Vertrages 
Daten übermittelt werden, die nach dem Recht des übermitteln- 
den Vertragsstaates einer Geheimhaltungspflicht unterliegen und 
als solche gekennzeichnet sind, kann dieser Ihre Übermittlung 
davon abhängig machen, dass der empfangende Vertragsstaat 
die Geheimhaltungspflicht beachtet. 

Artikel 19 

(1) Das Bundesministerium der Justiz der Bundesrepublik 
Deutschland und das Justizministerium der Tschechischen 
Republik werden nach Bedarf in unmittelbarem Benehmen Zu- 
sammenkünfte ihrer Vertreter vereinbaren, um die einheitliche 
Durchführung des Übereinkommens und dieses Vertrages 
sicherzustellen und bei ihrer Durchführung etwa auftauchende 
Schwierigkeiten zu beseitigen. Soweit durch die zu erörternden 
Fragen der Geschäftsbereich anderer Behörden berührt wird, 
werden diese eingeladen werden, sich an den Zusammenkünften 
zu beteiligen. 

(2) Stehen der Bewilligung der Auslieferung nach Auffassung 
der zuständigen Behörden des ersuchten Vertragsstaates wegen 
des Alters, des Gesundheitszustandes oder eines anderen die 
betreffende Person berührenden ümstands unter Berücksich- 
tigung der Art der Straftat und der Interessen des ersuchenden 
Vertragsstaates humanitäre Bedenken entgegen, erörtern die 
zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten, wie diese Beden- 
ken ausgeräumt werden können. 

Artikel 20 

(zu Artikel 31 des Übereinkommens) 

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so 
wird die Kündigung im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik zwei Jahre nach 
Eingang der Notifikation der Kündigung beim Generalsekretär 
des Europarates wirksam. 

Artikel 21 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Berlin ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt drei Monate nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich gekündigt werden; 
er tritt sechs Monate nach der Kündigung außer Kraft. Er tritt 
auch ohne besondere Kündigung in dem Zeitpunkt außer Kraft, 
in dem das Übereinkommen zwischen den Vertragsstaaten des 
vorliegenden Vertrages unwirksam wird. 

Zu ürkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll- 
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln 
versehen. 


Geschehen zu Prag am 2. Februar 2000 In zwei ürschrlften, 
jede In deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich Ist. 


Clänek 18 

(Ochrana tajemstvi) 

Jestllze jsou na zäklade Ümluvy a teto smiouvy pfedäväny 
üdaje, podlehajici podle präva pfedävaji'cfho smiuvm'ho statu 
povinnostl utajenf a jsou jako takove oznaceny, müze tento stät 
podmmit pfedäni tim, ze pfljimajicf smiuvni stät dodrzi povin- 
nost utajem'. 


Clänek 19 

(1) MInlsterstvo spravedlnostl Ceske republlky a Spolkove 
minlsterstvo spravedlnostl Spolkove republlky Nemecko dohod- 
nou podle potreby primym ujednäm'm setkäm' svych pfedstavl- 
telü za ücelem zajisteni jednotneho provädem' Ümluvy a teto 
smiouvy a odstranenf tezkostf, ktere pfipadne pfl jejich 
pouziväm' nastanou. Budou-Il temito otäzkami, vyzaduji'ciml 
vyjasnem', dotceny püsobnostl jinych orgänü, budou tyto orgäny 
pozväny k ücastl na techto jednänich. 


(2) Jestllze podle näzoru pfislusnych üfadü dozädaneho 
smiuvniho statu bränf souhlasu s vydäm'm humanltärnf pochyb- 
nostl kvüll veku, zdravotnimu stavu nebo jine okolnosti, tykaji'ci 
se dane osoby s pflhlednuti'm k druhu trestneho cinu a zäjmüm 
dozadujiciho smiuvniho statu, projednaji' prislusne orgäny obou 
smiuvnich stätü, jak mohou tyto pochybnostl byt odstraneny. 

Clänek 20 

(K clänku 31 Ümluvy) 

VypovMi jeden ze smiuvni'ch stätü Ümluvu, pak vypoved’ ve 
vztahu mezi Ceskou republikou a Spolkovou republlkou 
Nemecko nabWä ücinnosti dva roky po dorucenf oznämem" 
vypovedl generälm'mu tajemni'kovi Rady Evropy. 

Clänek 21 

(1) Tato smiouva vyzaduje ratlfikaci; ratlflkacnf llstlny budou 
vymeneny co nejdrive v Berlme. 

(2) Tato smiouva nabWä platnostl tfl mesi'ce po vymene ratifi- 
kacnich llstln. 

(3) Tato smiouva müze byt kdykoli pisemne vypovezena; plat- 
nostl pozbWä sesl mesicü po vypovedl. Smiouva rovnez pozbu- 
de bez zviästni vypovedl platnostl okamzikem, kdy pozbude 
platnostl Ümluva mezi smiuvm'mi stäty teto smiouvy. 


Na dükaz toho osoby k tomu fädne zmocnene tuto smiouvu 
podepsaly a opatrily svymi pecetemi. 


Däno V Praze, dne druheho ünora 2000 ve dvou orlginälech v 
jazyce nemeckem a ceskem, pficemz obe zneni maji stejnou 
platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 
Graf Lambsdorff 
Däubler-Gmelln 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
MotejI 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der Auslieferungsverkehr mit der Tschechischen Repu- 
blik findet nach dem Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommen vom 13. Dezember 1957 (BGBl. 1964 II S. 1369; 
1976 II S. 1778; 1982 I S. 2071; 1994 II S. 299) in Verbin- 
dung mit dem Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen 
Auslieferungsübereinkommen vom 17. März 1978 (BGBl. 
1990 II S. 118; 1991 II S. 874) statt. Das Übereinkommen 
sieht in Artikel 28 Abs. 2 ausdrücklich vor, dass die Ver- 
tragsparteien bilaterale Vereinbarungen zur Ergänzung 
des Übereinkommens oder zur Erleichterung der An- 
wendung der darin enthaltenen Grundsätze schließen 
können. Von dieser Möglichkeit haben Deutschland und 
die Tschechische Republik Gebrauch gemacht. Die 1996 
aufgenommenen Verhandlungen konnten 1999 zum Ab- 
schluss gebracht werden. Der Ergänzungsvertrag wurde 
am 2. Februar 2000 in Prag unterzeichnet. 

Der Vertrag hat das Ziel, den bilateralen Auslieferungs- 
verkehr zu beschleunigen und zu erleichtern. Ferner war 
der Datenschutz zu regeln. 

Der Vertrag folgt in seinem Aufbau dem System des Über- 
einkommens und teilweise auch den Zusatzverträgen, die 
die Bundesrepublik Deutschland mit Italien (BGBl. 1982 II 
S. 106; 1985 II S. 835), den Niederlanden (BGBl. 1981 II 
S. 1153; 1983 II S. 32), Österreich (BGBl. 1975 II S. 1162; 
1976 II S. 1798) und der Schweiz (BGBl. 1975 II S. 1175; 
1976 II S.1798) geschlossen hat. Jeder Artikel ist -soweit 
möglich - dem in der Überschrift bezeichneten Artikel des 
Übereinkommens zugeordnet worden. Einer Einbezie- 
hung der Artikel des Zweiten Zusatzprotokolls bedurfte es 
nicht. 

Die Anregungen der Landesjustizverwaltungen wurden 
bei der endgültigen Fassung des Vertrags so weit wie 
möglich berücksichtigt. Bayern und Sachsen waren an 
den Verhandlungen unmittelbar beteiligt. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 des Übereinkommens erfolgt 
eine Auslieferung zur Vollstreckung einer Strafe oder einer 
Maßregel der Sicherung und Besserung nur, wenn deren 
Maß mindestens vier Monate beträgt. Maßgebend ist also 
nicht die tatsächlich noch zu vollstreckende, sondern die 
im Urteil ausgesprochene Freiheitsentziehung. Außerdem 
ist nach Artikel 2 Abs. 2 eine Auslieferung zur Voll- 
streckung minderer Strafen, von denen keine das Maß 
von vier Monaten erreicht, die zusammengerechnet aber 
mehr als vier Monate Freiheitsentziehung ergeben, nicht 
möglich. 


In Ergänzung dieser Regelung stellt Artikel 1 des Vertrags 
nicht auf die Höhe der tatsächlich erkannten, sondern auf 
das Maß der noch zu vollstreckenden Freiheitsentziehung 
ab. Diese muss mindestens drei Monate betragen. Bei 
mehreren noch zu vollstreckenden Freiheitsstrafen oder 
Maßregeln genügt es, wenn deren Summe mindestens 
drei Monate beträgt. 

Diese Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass die 
Auslieferung zur Vollstreckung von Freiheitsstrafen und 
Maßregeln unter drei Monaten möglichst unterbleiben 
sollte. Die nunmehr gegebene Möglichkeit, mehrere kurz- 
fristige Freiheitsstrafen und Maßregeln für die Berech- 
nung der Frist zusammenzuziehen, entspricht einem 
Bedürfnis der Praxis. 

Zu Artikel 2 

Nach Artikel 7 Abs. 1 und Artikel 8 des Übereinkommens 
kann der ersuchte Staat die Auslieferung ablehnen, wenn 
die dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegende straf- 
bare Handlung ganz oder teilweise auf seinem Hoheits- 
gebiet begangen worden ist oder wenn er den Täter 
wegen dieser Handlung selbst verfolgt. 

Artikel 2 des Vertrags verpflichtet jedoch den ersuchten 
Staat unter bestimmten Voraussetzungen zur Ausliefe- 
rung auch wegen Handlungen, die seiner Gerichtsbarkeit 
unterliegen. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn 
sich die Beweismittel ganz oder vorwiegend im ersuchen- 
den Staat befinden oder Resozialisierungsgründe Anlass 
zum Verzicht auf die eigene Strafverfolgung geben. 

Im Rahmen der Erörterungen zu den Artikeln 7 und 8 des 
Übereinkommens vertraten die Vertragsparteien überein- 
stimmend die Auffassung, dass auch ohne Aufnahme 
einer einschlägigen Vertragsvorschrift Folgendes gilt: 

„Hat einer der beiden Vertragsparteien einen dritten Staat 
um Auslieferung eines eigenen Staatsangehörigen wegen 
einer Handlung ersucht, die auch der Gerichtsbarkeit der 
anderen Vertragspartei unterliegt, so wird diese prüfen, 
ob sie, anstatt den dritten Staat um Auslieferung zu ersu- 
chen, an den Heimatstaat des Verfolgten zum Zwecke der 
Übernahme der Strafverfolgung herantreten soll.“ 

Zu Artikel 3 

Artikel 9 des Übereinkommens in Verbindung mit Artikel 4 
des Zweiten Zusatzprotokolls regelt die Anwendung des 
Grundsatzes ne bis in idem. Liegt im ersuchten Staat eine 
rechtskräftige Verurteilung wegen derselben Tat vor, 
wegen der die Auslieferung begehrt wird, oder liegt wegen 
einer solchen Tat eine Amnestie vor, so wird die Ausliefe- 
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rung nicht bewilligt. Nach Artikel 9 Satz 2 kann die Aus- 
lieferung abgelehnt werden, wenn im ersuchten Staat 
entschieden wurde, wegen derselben Handlung kein 
Strafverfahren einzuleiten oder ein bereits eingeleitetes 
Strafverfahren einzustellen. Beruht diese Einstellung oder 
die Entscheidung, kein Strafverfahren einzuleiten, lediglich 
auf dem Mangel der eigenen Gerichtsbarkeit, so ist nun- 
mehr die Auslieferung gerechtfertigt und unter den sonsti- 
gen Voraussetzungen auch zu bewilligen. 

Zu Artikel 4 

Nach Artikel 10 des Übereinkommens wird die Aus- 
lieferung nicht bewilligt, wenn die Strafverfolgung oder 
Strafvollstreckung nach den Rechtsvorschriften des er- 
suchenden oder des ersuchten Staates verjährt ist. 

In Abänderung dieser Bestimmung kommt es nach Arti- 
kel 4 des Vertrags in Fällen, in denen die Gerichtsbarkeit 
des ersuchten Staates nicht begründet ist, für die Ver- 
jährung ausschließlich auf das Recht des ersuchenden 
Staates an. 

Zu Artikel 5 

Nach Artikel 2 Abs. 1 des Übereinkommens erfordert die 
Bewilligung der Auslieferung die beiderseitige Strafbar- 
keit. Artikel 5 hat zum Ziel, dass ein Straftäter aus unter- 
schiedlichen Regelungen in den Gesetzen beider Staaten 
keine ungerechtfertigten Vorteile ziehen kann. Fehlt daher 
ein Strafantrag oder eine sonstige Erklärung (die Formu- 
lierung „sonstige Erklärung“ wurde auf tschechischen 
Wunsch gewählt und bedeutet für das deutsche Recht 
„Strafverfolgungsermächtigung“), der bzw. die nur nach 
dem Recht des ersuchten Staates notwendig wäre, so 
muss die Auslieferung dennoch bewilligt werden. 

Zu Artikel 6 

Nach Artikel 5 des Zweiten Zusatzprotokolls werden die 
Auslieferungsersuchen zwischen den Justizministerien 
ausgetauscht. Zur weiteren Erleichterung und Beschleu- 
nigung des Auslieferungsverkehrs sieht Artikel 6 Ab- 
satz 1 nunmehr vor, dass der gesamte mit einem Aus- 
lieferungsersuchen zusammenhängende Schriftverkehr in 
Deutschland auch über die Justizministerien der Länder 
abgewickelt werden kann. 

Eine weitere Verkürzung des Geschäftsweges enthält 
Absatz 2 - in Anlehnung an Artikel 14 des Übereinkom- 
mens vom 27. September 1996 aufgrund von Artikel K.3 
des Vertrags über die Europäische Union über die Aus- 
lieferung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union - für die Übermittlung ergänzender Auslieferungs- 
unterlagen. In diesem Zusammenhang ist auch auf die 
vereinfachte Regelung der Übermittlung von Ersuchen 
um vorläufige Verhaftung in Artikel 9 Abs. 1 des Vertrags 
hinzuweisen. 

In Artikel 12 Abs. 2 des Übereinkommens sind die Unter- 
lagen aufgeführt, die einem Auslieferungsersuchen beizu- 
fügen sind. Artikel 6 Absatz 3 des Vertrags ergänzt 
diese Bestimmung für die Fälle, in denen dem Verfolgten 
vor Stellung eines Auslieferungsersuchens zur Voll- 
streckung einer Strafe oder Maßregel der Besserung 
und Sicherung Strafaufschub, Strafunterbrechung oder 
bedingte Aussetzung der Vollstreckung einer Strafe oder 
Maßregel gewährt worden war. In diesen Fällen sind alle 
Unterlagen - insbesondere auch Entscheidungen über 


den Widerruf der Strafaussetzung - vorzulegen, aus 
denen sich die Vollstreckbarkeit ergibt. 

Zu Artikel 7 

Der in Artikel 14 des Übereinkommens geregelte Grund- 
satz der Spezialität hindert den ersuchenden Staat 
grundsätzlich daran, den Ausgelieferten wegen einer 
anderen, vor der Übergabe begangenen Handlung als 
derjenigen, die der Auslieferung zugrunde lag, zu verfol- 
gen. Dies ist nur dann möglich, wenn der Staat, der ihn 
ausgeliefert hat, zustimmt oder wenn der Ausgelieferte 
das Hoheitsgebiet des Staates, dem er ausgeliefert wor- 
den ist, innerhalb von 45 Tagen nach seiner endgültigen 
Freilassung nicht verlassen hat, obwohl er dazu die Mög- 
lichkeit hatte, oder wenn er nach Verlassen dieses 
Gebiets dorthin zurückgekehrt ist. 

Artikel 7 Absatz 1 des Vertrags stellt diesbezüglich 
klar, dass eine bedingte Freilassung ohne Anordnung 
einer die Bewegungsfreiheit des Ausgelieferten beein- 
trächtigenden Maßnahme seiner endgültigen Freilassung 
gleichsteht. In Betracht kommt hier vor allem der Fall, 
dass die Vollstreckung einer gegen einen Ausgelieferten 
verhängten Freiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt 
wird, ohne dass seine Bewegungsfreiheit durch Be- 
währungsauflagen beschränkt wird. Erhält ein Ausgelie- 
ferter zum Beispiel nur die Zahlung einer Geldbuße als 
Bewährungsauflage, so ist er nicht gehindert, das Hoheits- 
gebiet des Urteilstaates zu verlassen. Anders läge der 
Fall, in welchem dem Ausgelieferten zur Auflage gemacht 
wird, sich während der Bewährungszeit zu bestimmten 
Zeiten bei einem Gericht oder bei einer anderen Stelle zu 
melden. Dann ist er in seiner Bewegungsfreiheit ein- 
geschränkt und steht weiterhin unter dem Schutz des 
Spezialitätsgrundsatzes. 

Absatz 2 ermöglicht für den Fall, dass mit Rücksicht 
auf die Spezialität gemäß Artikel 14 Abs. 1 Buchstabe a 
des Übereinkommens zum Zwecke der Strafverfolgung 
ein Nachtragsersuchen zu stellen ist, grundsätzlich den 
Verzicht auf die Beifügung der in Artikel 12 Abs. 2 Buch- 
stabe a des Übereinkommens genannten Unterlagen 
(Haftbefehl oder Urkunde mit entsprechender Rechts- 
wirkung). Die unter den Buchstaben b und c des genann- 
ten Absatzes erwähnten Unterlagen reichen in diesem Fall 
aus. Der Regelung steht § 35 Abs. 1 IRG nicht entgegen. 
Sie wurde mit Rücksicht auf die Fälle geschaffen, in 
denen zwar der Verdacht hinsichtlich einer weiteren 
schweren Straftat vorliegt, es zum Erlass des notwendi- 
gen Haftbefehls aber der Vernehmung des Verfolgten 
bedarf, die durch die Spezialitätsbindung wiederum nicht 
gedeckt wäre. 

Hiervon zu unterscheiden ist die Regelung in Absatz 3. 
Unter der Voraussetzung, dass einem Nachtragsersuchen 
jeder Art alle in Artikel 12 Abs. 2 des Übereinkommens 
genannten Unterlagen beigefügt sind, kann nach Artikel 7 
Abs. 3 des Vertrags die ausgelieferte Person bis zur Ent- 
scheidung über das Ersuchen im ersuchenden Staat in 
Haft gehalten werden. 

Absatz 4 trifft eine Regelung für die Auslieferung im ver- 
einfachten Verfahren. Sie folgt dem geltenden deutschen 
Recht und dem Übereinkommen über das vereinfachte 
Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union vom 10. März 1995. Im tschechi- 
schen Recht ist das vereinfachte Auslieferungsverfahren 
bis heute unbekannt. Erklärt sich ein Verfolgter während 
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eines laufenden Auslieferungsverfahrens nach Belehrung 
über die Rechtswirkungen, insbesondere über die Unwi- 
derrufbarkeit seiner Erklärung, vor einem Richter oder 
einem Staatsanwalt mit einer uneingeschränkten Straf- 
verfolgung oder Strafvollstreckung im ersuchenden Staat 
einverstanden, so verzichtet der ersuchte Staat zwingend 
auf die Einhaltung der Spezialitätsbeschränkungen. 

Nach erfolgter Auslieferung kann gemäß Absatz 5 das 
Einverständnis des Verfolgten nur noch gegenüber einem 
Richter erklärt werden. Das richterliche Protokoll ist dem 
ersuchten Staat zu übermitteln. Eines besonderen Nach- 
tragsersuchens bedarf es nicht. Das Entfallen der Spezia- 
litätsbindung tritt automatisch kraft Vertrags ein. 

Zu Artikel 8 

Mit der Regelung in Absatz 1, die § 11 Abs. 1 Nr. 2 IRQ 
folgt, sind die für die Weiterlieferung eines Verfolgten im 
Sinne des Artikels 15 des Übereinkommens geltenden 
Grundsätze auch für den Fall einer Abschiebung anzu- 
wenden. Damit wird auch der Schutz vor Abschiebung, 
das heißt der zwangsweisen Durchsetzung einer Ausrei- 
sepflicht eines Verfolgten, in die Spezialitätsbindung auf- 
genommen. Ansonsten könnte die zustimmungsbedürfti- 
ge Weiterlieferung durch eine Abschiebung umgangen 
werden. 

Absatz 2 des Vertrags verlangt die Prüfung, ob die Aus- 
lieferung des Verfolgten wegen der dem Auslieferungser- 
suchen zugrunde liegenden strafbaren Handlung durch 
den um Zustimmung ersuchten Vertragsstaat an die 
andere Vertragspartei des Übereinkommens oder an 
einen dritten Staat zulässig wäre. Unter der Vorausset- 
zung der Zulässigkeit muss die Zustimmung zur Weiterlie- 
ferung erteilt werden. Dem Weiterlieferungsersuchen sind 
nach Absatz 2 Satz 1 die Auslieferungsunterlagen beizu- 
fügen, die dem um Zustimmung ersuchenden Staat über- 
mittelt wurden. 

Zu Artikel 9 

Artikel 16 Abs. 1 des Übereinkommens bestimmt, dass 
die zuständigen Behörden des ersuchenden Staates in 
dringenden Fällen um vorläufige Verhaftung des Verfolg- 
ten ersuchen können. Artikel 9 Absatz 1 des Vertrags 
erweitert diese Regelung dahin, dass Ersuchen um vor- 
läufige Verhaftung in jedem Fall von den Gerichten, den 
Staatsanwaltschaften und von den in Artikel 6 Abs. 1 des 
Vertrags genannten Behörden an die zuständigen Justiz- 
behörden des anderen Vertragsstaates übermittelt wer- 
den können. Durch die nach Absatz 1 Satz 2 geforderte 
Vorlage einer Sachverhaltsdarstellung soll sichergestellt 
werden, dass die Behörden des ersuchten Staates stets 
die Möglichkeit zur Prüfung haben, ob dem Verfolgten 
eine auch nach ihrem Recht auslieferungsfähige Straftat 
vorgeworfen wird. 

Nach Artikel 9 Absatz 2 haben sich die zuständigen 
Behörden beider Staaten unverzüglich - möglichst auf 
dem Interpolweg - in Verbindung zu setzen, wenn sich in 
einem der Staaten eine Person befindet, deren Ausliefe- 
rung an den anderen Staat in Betracht kommen könnte. 
Dabei ist zu klären, ob die Auslieferung dieser Person 
begehrt wird und ob sie in vorläufige Auslieferungshaft 
genommen werden soll. Im letzteren Fall wird der andere 
Vertragsstaat von der Inhaftierung unverzüglich unter 
Angabe des Zeitpunktes der Verhaftung und des Haftor- 
tes verständigt. 


Da Artikel 16 Abs. 4 des Übereinkommens keine ein- 
deutige Regelung darüber enthält, bei welcher Stelle das 
Auslieferungsersuchen und die Unterlagen innerhalb der 
vertraglich vorgesehenen Frist eingegangen sein müssen, 
und die Auslegung dieser Vorschrift durch den Bundes- 
gerichtshof (BGHSt 28, 31 , 34) zu erheblichen Problemen 
im nationalen und internationalen Bereich führt, bestimmt 
Absatz 3 Satz 1, dass die Frist nach Artikel 16 Abs. 4 
des Übereinkommens bereits dann gewahrt ist, wenn das 
Auslieferungsersuchen und die beizufügenden Unterlagen 
vor Fristablauf bei den in Artikel 6 Abs. 1 des Vertrags 
genannten Stellen eingehen. Satz 2 stellt klar, dass ein 
Eingang bei dem zur Entscheidung über den Ausliefe- 
rungshaftbefehl örtlich zuständigen Oberlandesgericht 
innerhalb der Frist nicht erforderlich ist. Die rechtzeitig 
bei dem Auswärtigen Amt, dem Bundesministerium der 
Justiz oder dem örtlich zuständigen Landesjustizminis- 
terium eingegangenen Unterlagen werden vielmehr un- 
verzüglich an das Oberlandesgericht zur Entscheidung 
weitergeleitet. 

Zu Artikel 10 

Die Vorschrift ergänzt Artikel 17 des Übereinkommens, 
der das Verfahren bei einer Mehrheit von Auslieferungser- 
suchen verschiedener Staaten regelt. Der ersuchte Staat 
wird mit der Entscheidung über die Auslieferungsersu- 
chen allen ersuchenden Staaten, also der ersuchenden 
Vertragspartei wie auch den ersuchenden dritten Staaten, 
mitteilen, inwieweit er einer Weiterleitung des Verfolgten 
aus dem Staat, an den er ausgeliefert wird, an den ande- 
ren ersuchenden Staat zustimmt. Diese Regelung dient 
ausschließlich der Erleichterung des deutsch-tschechi- 
schen Auslieferungsverkehrs. Ein an dem Verfahren betei- 
ligter dritter Staat kann daraus keine Rechte herleiten. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 Absatz 1 des Vertrags ergänzt Artikel 19 
Abs. 1 des Übereinkommens folgerichtig dahin, dass die 
Übergabe des Verfolgten nicht nur zum Zwecke der Ver- 
büßung einer Strafe, sondern auch zur Vollstreckung 
einer Maßregel der Besserung und Sicherung aufgescho- 
ben werden kann. 

In Absatz 2 Satz 1 dieses Artikels ist die in Artikel 19 
Abs. 2 des Übereinkommens vorgesehene bloße Mög- 
lichkeit der vorübergehenden Überstellung eines Verfolg- 
ten, dessen Auslieferung bereits bewilligt worden ist, zum 
Zwecke der Durchführung bestimmter Prozesshand- 
lungen in einem laufenden Verfahren als Verpflichtung 
der beiden Staaten ausgestaltet worden, sofern durch 
die vorübergehende Überstellung das Strafverfahren im 
ersuchten Staat nicht beeinträchtigt wird. 

In Absatz 2 Satz 2 dieses Artikels sind die bei einer 
solchen Überstellung zu beachtenden Bestimmungen 
festgelegt. Nach Ziffer 1 muss sich aus einem entspre- 
chenden Ersuchen eindeutig ergeben, welche Prozess- 
handlungen im ersuchenden Staat durchzuführen sind. 
Ziffer 2 bestimmt, dass der Verfolgte für die Dauer seines 
Aufenthalts im ersuchenden Staat in Haft zu halten ist. Die 
hierfür erforderliche Haftgrundlage kann einmal der Haft- 
befehl sein, der im ersuchenden Staat in dem anhängigen 
Strafverfahren gegen den Verfolgten erlassen worden ist. 
Sollte ein solcher Haftbefehl nicht bestehen, so ergibt 
sich die Haftgrundlage aus dieser Bestimmung. Damit 
kann auch der Verpflichtung aus Ziffer 3 zur Rücküber- 
stellung des Verfolgten ohne Rücksicht auf die Staats- 
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angehörigkeit, das heißt einschließlich eigener Staatsan- 
gehöriger (vgl. BVerfGE 29, 195), Rechnung getragen 
werden. Nach Ziffer 4 ist die Zeit, die ein Verfolger 
während einer vorübergehenden Überstellung im ersu- 
chenden Staat in Haft verbracht hat, grundsätzlich auf die 
Strafe im ersuchten Staat anzurechnen. Nur besonders zu 
begründende Einzelfälle sind hiervon ausgenommen. 
Dadurch sollen für einen Verfolgten, der zum Beispiel im 
ersuchenden Staat freigesprochen wird, Nachteile ver- 
mieden werden. 

Die in Artikel 24 des Übereinkommens enthaltene Kosten- 
regelung erfasst nicht die Kosten, die durch die vorüber- 
gehende Übergabe eines Verfolgten entstehen. Daher ist 
in Ziffer 5 eine entsprechende Regelung getroffen wor- 
den. 

Zu Artikel 12 

Die Vorschrift ergänzt und vereinfacht das in Artikel 20 
des Übereinkommens geregelte Verfahren bei der Her- 
ausgabe von Gegenständen. 

Nach Absatz 1 ist ein besonderes Ersuchen um Her- 
ausgabe der Gegenstände und etwaiger Surrogate nicht 
erforderlich. Dies kann vielmehr im Rahmen des Ausliefe- 
rungsverfahrens beantragt werden. Die Gegenstände sol- 
len möglichst gleichzeitig mit dem Verfolgten übergeben 
werden. Darüber hinaus ist vorgesehen, dass die Über- 
gabe der Gegenstände auch dann stattfinden kann, wenn 
die bereits bewilligte Auslieferung aus tatsächlichen 
Gründen, zum Beispiel weil die auszuliefernde Person 
geflüchtet oder verstorben ist, letztlich nicht vollzogen 
werden kann. 

Absatz 2 bestimmt, dass sichergestellte Gegenstände 
unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzun- 
gen unmittelbar dem Eigentümer oder sonst Berechtigten 
herausgegeben werden können. Voraussetzung hierfür 
ist, dass der Verfolgte mit der unmittelbaren Rückgabe an 
die Geschädigten einverstanden ist und der ersuchende 
Staat auf die Herausgabe der Gegenstände verzichtet. 
Diese Regelung entspricht einem Bedürfnis der Praxis 
(zum Beispiel beim Diebstahl von Kraftfahrzeugen). 

Absatz 3 trifft die für die Praxis besonders bedeutsame 
Regelung, dass der ersuchte Staat an Gegenständen (so 
zum Beispiel an gestohlenen Kraftfahrzeugen oder Kunst- 
gegenständen) die durch eine strafbare Handlung ohne 
Wissen des Eigentümers in sein Gebiet verbracht wurden, 
kein Zollpfandrecht oder sonstige dingliche Haftung nach 
den Vorschriften des Zoll- und Steuerrechts geltend 
machen kann. Etwas anderes gilt nur, wenn der durch die 
strafbare Handlung geschädigte Eigentümer die Abgabe 
selbst schuldet. Damit werden den betroffenen recht- 
mäßigen Eigentümern Schwierigkeiten erspart, die sie in 
der Regel zusätzlich zu dem vorübergehenden Verlust 
ihres Eigentums auf sich nehmen müssten, um ihr Eigen- 
tum zurückzuerhalten. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 schafft in Ergänzung des Artikels 21 des Über- 
einkommens für die Fälle der Durchlieferung eine selbstän- 
dige Pflicht zur Inhaftierung. 

Absatz 2 bestimmt für die Fälle, in denen ein Verfolgter 
aus einem Vertragsstaat durch das Gebiet des anderen 
Vertragsstaates an einen dritten Staat ausgeliefert wird, 
dass der Durchlieferungsstaat ohne Zustimmung des 


ausliefernden Staates nicht befugt ist, gegen den Verfolg- 
ten wegen vor der Durchlieferung begangener strafbarer 
Handlungen Strafverfolgungs- oder Strafvollstreckungs- 
maßnahmen anzuordnen. Diese Regelung entspricht dem 
Grundsatz, dass eine durchzuliefernde Person nicht der 
uneingeschränkten Hoheitsgewalt des durchliefernden 
Staates unterliegt. Der ausliefernde Staat soll die Gewiss- 
heit haben, dass die Überstellung des Verfolgten an den 
dritten Staat durch den anderen Vertragsstaat durch 
dortige Strafverfolgungsmaßnahmen nicht verzögert wird. 

Nach Absatz 3 besteht - anders als nach Artikel 21 
Abs. 4 Buchstabe a des Übereinkommens - keine Ver- 
pflichtung, die Durchbeförderung auf dem Luftweg jenem 
Vertragsstaat zu notifizieren, dessen Hoheitsgebiet über- 
flogen wird, sofern die betroffene Person nicht Staatsan- 
gehöriger des überflogenen Vertragsstaates ist und auch 
nicht wegen politisch oder militärisch strafbarer Handlun- 
gen ausgeliefert wird. Der Regelung liegt die Überlegung 
zugrunde, dass dieser Fall des Überfliegens des Territori- 
ums eines Vertragsstaates ohne Zwischenlandung zum 
Zwecke der Überstellung eines Verfolgten nicht formell 
als Durchlieferung zu behandeln ist. Der Mitwirkung des 
Durchlieferungsstaates bedarf es in der Regel nicht. Auch 
nach § 47 IRG ist die Anzeige eines Non-Stop-Fluges 
durch den Luftraum der Bundesrepublik Deutschland ins 
Belieben der beteiligten ausländischen Staaten gestellt. 
Sollte es zu einer unvorhergesehenen Zwischenlandung 
kommen, so kann zunächst gemäß Artikel 16 des Über- 
einkommens das Erforderliche zum Zwecke der vorläufi- 
gen Inhaftnahme veranlasst werden. 

Die Geschäftswegregelung in Absatz 4 geht von der 
Überlegung aus, dass bei einer Durchlieferung durch die 
Bundesrepublik Deutschland in der Regel die Hoheits- 
gebiete mehrerer Bundesländer berührt werden und dem 
ersuchenden Staat daher ein zentraler Ansprechpartner 
zur Verfügung stehen muss. 

Zu Artikel 14 

Da nach der deutschen Erklärung zu Artikel 23 des 
Übereinkommens einem Auslieferungsersuchen und den 
Unterlagen Übersetzungen entweder in deutscher oder in 
einer Amtssprache des Europarats beizufügen sind, und 
die tschechische Regierung zu Artikel 23 keine Erklä- 
rung abgegeben hat, wurde mit Artikel 14 des Vertrags 
klargestellt, dass beide Seiten die Übersetzung in ihre 
jeweilige Landessprache fordern. Dies entspricht der 
bisherigen Praxis auf der Grundlage des „Gemeinsamen 
Protokolls über deutsch-tschechoslowakische Gespräche 
vom 15. April 1992“. Zwischen den Vertragsparteien 
besteht Einvernehmen, dass sich der Schriftverkehr über 
Interpol im Zusammenhang mit Auslieferungsangelegen- 
heiten nach wie vor in allen im Interpolverkehr zulässigen 
Sprachen vollziehen kann. 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 enthält eine Definition der personenbezogenen 
Daten, auf die sich die folgenden Artikel 16 und 17 be- 
ziehen. Die Definition entspricht § 3 Abs. 1 des Bundes- 
datenschutzgesetzes. 

Zu Artikel 16 

Artikel 16 stellt sicher, dass die übermittelten personen- 
bezogenen Daten nur für genau bestimmte Zwecke ver- 
wendet werden dürfen. 
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Absatz 1 Satz 1 regelt den Grundfall, wonach perso- 
nenbezogene Daten lediglich für den im Ersuchen 
genannten Zweck Verwendung finden dürfen, wobei 
Bedingungen der übermittelnden Stelle zu beachten sind. 

Satz 2 enthält die in der praktischen Abwicklung erforder- 
lichen Ausnahmen. So kann nach Ziffer 1 ohne erneutes 
Ersuchen eine Verwendung für alle Zwecke erfolgen, die 
eine Datenübermittlung nach dem Übereinkommen oder 
diesem Vertrag ermöglichen. Nach Ziffer 2 können die 
Daten auch zur Verfolgung anderer Straftaten Verwen- 
dung finden; nach Ziffer 3 auch für präventive Zwecke, 
sofern es um die Verhinderung von Straftaten erheblicher 
Bedeutung geht. Ziffer 4 sichert die Verwendungsfähig- 
keit der übermittelnden Daten ohne erneutes Ersuchen für 
alle gerichtlichen Verfahren und Verwaltungsverfahren, 
die mit den vorgenannten Zwecken Zusammenhängen. 
Ferner kann nach Ziffer 5 die Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit die Verwendung 
der übermittelten Daten ohne erneutes Ersuchen recht- 
fertigen. 

Absatz 2 ermöglicht eine darüber hinausgehende 
Datenverwendung nach vorheriger Zustimmung des über- 
mittelnden Vertragsstaates. 

Zu Artikel 17 

Die zusätzlichen Bestimmungen sollen ein einheitliches 
Minimalschutzniveau für personenbezogene Daten in 
beiden Vertragsstaaten garantieren. Zugleich wird deut- 
lich gemacht, dass nationale Datenschutzvorschriften 
durch diesen Vertrag nicht aufgehoben sondern ergänzt 
werden. 

Nach Ziffer 1 besteht eine Auskunftspflicht der Vertrags- 
parteien über die übermittelten Daten, da es der deut- 
schen Praxis entspricht, im Regelfall keine Kopien der 
Erledigungsstücke zurückzubehalten und es daher nach- 
träglich erforderlich werden kann, sich durch eine Nach- 
frage bei dem damals ersuchenden Staat über den Um- 
fang der übermittelten Daten zu vergewissern. Im Aus- 
lieferungsverkehr kann dies bei mit dem Auslieferungs- 
ersuchen verbundenen Herausgabeersuchen von schrift- 
lichen Unterlagen nach Artikel 20 des Übereinkommens in 
Verbindung mit Artikel 12 des Vertrags erforderlich wer- 
den. Im Übrigen unterrichten sich die Vertragsparteien auf 
Ersuchen über die Verwendung der Daten und die da- 
durch erzielten Ergebnisse. Dies ist insbesondere von 
Bedeutung für die Fälle der Datenverwendung für Zwecke 
außerhalb des Ersuchens gemäß Artikel 16 Abs. 1 Satz 2. 

Nach Ziffer 2 ist beim Umgang mit personenbezogenen 
Daten besonders sorgfältig zu verfahren. Es dürfen nur 
die Daten übermittelt werden, die das zu erledigende 
Ersuchen betreffen (Satz 2). Nach Satz 3 sind die jewei- 
ligen nationalen Übermittlungsverbote zu beachten. In 
Deutschland gibt es keine einschlägigen Übermittlungs- 
verbote. Satz 4 begründet eine Mitteilungspflicht des 
übermittelnden Vertragsstaates, sofern sich nachträglich 
erweist, dass unvollständige Daten übermittelt wurden, 
Fehler bei der Übermittlung aufgetreten sind oder gegen 
ein nationales Übermittlungsverbot verstoßen wurde. In 
diesen Fällen berichtigt der empfangende Vertragsstaat 
die Daten oder vernichtet sie (Satz 5). 

Ziffer 3 gibt dem von der Erledigung eines Rechtshilfe- 
ersuchens Betroffenen einen Auskunftsanspruch. Der 
Betroffene kann zur Wahrnehmung seines Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung einen Antrag auf Aus- 


kunft stellen, welche seiner Daten zu welchem Zweck 
Verwendung gefunden haben (Satz 1). Die Auskunft kann 
dann verweigert werden, wenn das öffentliche Interesse, 
die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse an der Aus- 
kunftserteilung überwiegt (Satz 2). Da der Betroffene die 
Auskunft sowohl bei den Behörden des übersendenden 
als auch bei den Behörden des empfangenden Vertrags- 
staates beantragen kann, bestimmt Satz 3, dass das 
nationale Recht des übersendenden oder des empfan- 
genden Vertragsstaates die Art und Weise der Auskunfts- 
erteilung regelt, je nachdem, wo die Auskunft beantragt 
wird. 

Nach Ziffer 4 ist sowohl von der übermittelnden als auch 
von der empfangenden Stelle festzuhalten, dass perso- 
nenbezogene Daten übermittelt beziehungsweise emp- 
fangen wurden. 

Nach Ziffer 5 besteht eine Schutzpflicht der übermitteln- 
den und empfangenden Stellen hinsichtlich der perso- 
nenbezogenen Daten. 

Ziffer 6 regelt Teilbereiche des Schadensersatzrechts. 
Entsteht dem Betroffenen durch eine rechtswidrige 
Datenübermittlung ein Schaden, so haftet ihm die emp- 
fangende Stelle nach Maßgabe ihres nationalen Rechts 
(Satz 1). Um dem Geschädigten die Geltendmachung sei- 
nes Schadensersatzanspruches zu erleichtern, braucht er 
sich nur an die empfangende Behörde zu wenden, selbst 
wenn die Falschübermittlung nicht in ihre Sphäre fällt, 
etwa weil die ihr bereits übersandten Daten falsch waren 
(Satz 2). Die empfangende Behörde muss in diesem Fall 
den Betroffenen entschädigen. Der übermittelnde Staat 
ist aber verpflichtet, dem empfangenden Staat den 
Gesamtbetrag des geleisteten Ersatzes zu erstatten 
(Satz 3). 

Der Betroffene kann sich durch diese Regelung zunächst 
an die Behörde seines Heimatstaates wenden und wird 
davor bewahrt, die Frage der Verursachung selbst klären 
zu müssen und von der einen an die andere Behörde ver- 
wiesen zu werden. Die Regelung setzt einen bestehenden 
nationalen Entschädigungsanspruch voraus und schafft 
nicht etwa einen neuen Anspruch. Strafverfolgungsmaß- 
nahmen, die von deutschen Behörden auf Veranlassung 
einer ausländischen Behörde im Wege der Rechtshilfe 
ergriffen wurden, führen - im Gegensatz zu tschechi- 
schen Strafverfolgungsmaßnahmen im Rahmen eines 
deutschen Strafverfahrens, die aufgrund fehlerhafter 
tschechischer Datenübermittlung auf Ersuchen Deutsch- 
lands von Tschechien durchgeführt wurden - grundsätz- 
lich zu keinen Ansprüchen nach dem Gesetz über die 
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG). 
Eine Entschädigung kommt daneben nur nach Artikel 34 
GG, § 839 BGB oder nach Artikel 5 Abs. 5 MRK in 
Betracht. 

Zu Artikel 18 

Artikel 18 regelt den Geheimschutz, der auch nicht perso- 
nenbezogene Daten betreffen kann. 

Zu Artikel 19 

Absatz 1 sieht Konsultationen der Vertragsstaaten zu 
auftretenden Schwierigkeiten bei der Anwendung und 
Auslegung des Übereinkommens und des Vertrags vor. 

Absatz 2 sieht vor, dass sich die zuständigen Behörden 
beider Staaten in Verbindung setzen, wenn nach Auffas- 
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sung des ersuchten Staates aus humanitären Gründen 
Bedenken gegen die Auslieferung eines Verfolgten beste- 
hen. Die Bestimmung schafft keinen selbständigen 
Ablehnungsgrund einer Auslieferung. Sie eröffnet jedoch 
die Möglichkeit, unbeschadet der bestehenden Verpflich- 
tungen nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag in 
besonders gelagerten Fällen im Interesse eines Verfolgten 
Lösungen zu erörtern und die bestehenden Bedenken 


auszuräumen. Als Ergebnis solcher Erörterungen kann 
zum Beispiel das Auslieferungsersuchen zurückgenom- 
men werden oder eine Bewilligung mit geeigneten Vor- 
behalten und Hinweisen ausgesprochen werden. 

Zu den Artikeln 20 und 21 

Diese Artikel enthalten die üblichen Schlussklauseln. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 756. Sitzung am 10. November 
2000 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zur Eingangsformel 

Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Das Gesetz bedarf gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates, weil das 
Übereinkommen auch Regelungen des Verwaltungsver- 
fahrens der Länderbehörden bei der Ausführung von 
Bundesrecht enthält. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung vermag der Auffassung des Bundes- 
rates, dass das Gesetz zustimmungspflichtig sei, nicht zu 
folgen. Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit der Lan- 
desjustizverwaltungen können die Zustimmungsbedürftig- 
keit des Gesetzes nicht begründen, weil die Länder den Ver- 
trag nicht als eigene Angelegenheit gemäß Artikel 83, 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes ausführen. Die Bundesregierung 
hält an der von ihr stets vertretenen Auffassung fest, wo- 
nach der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland gemäß Arti- 
kel 32 Abs. 1 des Grundgesetzes als Teil der Pflege der Be- 
ziehung zu auswärtigen Staaten ausschließlich Sache des 
Bundes ist und Vertragsgesetze zu einschlägigen Überein- 
kommen daher nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
dürfen (vgl. Bundestagsdrucksachen 9/732 S. 15, 9/733 
S. 16, 11/3864 S.23 und 13/954 S. 57). Die Vereinbarung 
zwischen der Bundesregierung und den Landesregierungen 
über die Zuständigkeiten im Rechtshilfeverkehr mit dem 
Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten vom 1 . Juli 
1993 (BAnz. S. 6383) geht ebenfalls davon aus, dass die 
Bundesregierung den Landesregierungen nur die Ausübung 
ihrer Befugnisse, nicht aber die Befugnisse selbst übertra- 
gen kann. 
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